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Anfrage Spadarotto 

 

betreffend schulergänzende Tagesstrukturen im Kanton Graubünden 

 

Antwort der Regierung 

 

Im ersten Schuljahr (2013/14) nach Inkraftsetzung der Verordnung über weiter ge-

hende Tagesstrukturen (Tagesstrukturverordnung; BR 421.030) verfügten 44 von da-

mals 113 Schulträgerschaften über anerkannte Angebote im Bereich weiter gehende 

Tagesstrukturen und es wurden total 233 107 Betreuungseinheiten in Anspruch ge-

nommen. Die Nachfrage wie auch das Angebot haben seither kontinuierlich zuge-

nommen. Im laufenden Schuljahr 2019/20 verfügen 71 von 88 Schulträgerschaften 

über vom Kanton anerkannte Angebote. Im zuletzt abgerechneten Schuljahr 2018/19 

wurden total 327 114 Betreuungseinheiten in Anspruch genommen. Über 80 Prozent 

aller Schulträgerschaften verfügen somit heute über anerkannte Betreuungsange-

bote im Schulbereich. Zusätzlich sind die in Anspruch genommenen Betreuungsein-

heiten in sechs Schuljahren um rund einen Drittel gestiegen. Dies zeigt nicht nur das 

in der Anfrage erwähnte wachsende Bedürfnis nach ausserschulischer Betreuung, 

sondern auch, dass diesem von den Schulträgerschaften Rechnung getragen wird. 

 

Der Bedarf von acht Schülerinnen und Schülern legt lediglich die Anzahl fest, ab wel-

cher für die Schulträgerschaften eine Angebotspflicht besteht. Für Kantonsbeiträge 

ist diese Grösse nicht massgebend. Der Kanton leistet auch Beiträge, wenn die 

Schulträgerschaften Betreuungsangebote bei geringerem Bedarf installieren. Auch 

an Betreuungsangebote ausserhalb der Schulzeit, zum Beispiel während der Schul-

ferien, leistet der Kanton bereits heute Beiträge. Allerdings findet für diesen Bereich 

nicht das Gesetz für die Volksschulen des Kantons Graubünden (Schulgesetz; 

BR 421.000) Anwendung, sondern das Gesetz über die Förderung der familiener-

gänzenden Kinderbetreuung im Kanton Graubünden (BR 548.300). 

 

Die Schulträgerschaften müssen die Betreuungsangebote und -zeiten bis spätestens 

zwei Monate vor Beginn des Schuljahres publizieren. Für die vorausgehende Be-

darfserhebung ist das Vorliegen des Stundenplans für das folgende Schuljahr uner-

lässlich, da ansonsten für die Erziehungsberechtigten nicht in allen Fällen abschätz-

bar ist, wann sie tatsächlich Betreuungsbedarf haben und wann nicht. Grossen Ein-

fluss auf den Zeitpunkt der Erstellung des Stundenplans haben u. a. Kündigungen 
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(Kündigungstermin Ende März) und Pensenveränderungen bei den Lehrpersonen. 

Eine frühere Publikation ist deshalb in vielen Fällen kaum realisierbar. Verschiedene 

Schulträgerschaften umgehen dieses Problem, indem sie auf freiwilliger Basis den 

Erziehungsberechtigten bereits bei der Bedarfserhebung – unabhängig vom effekti-

ven Bedarf – die Bereitstellung des Betreuungsangebots zusichern.  

 

Zu Frage 1 und 2: Wie aus den genannten Zahlen zur Entwicklung der weiter gehen-

den Tagesstrukturen ersichtlich ist, bietet aktuell die überwiegende Mehrheit der 

Schulträgerschaften Betreuungsangebote an. Zudem wurde das Angebot vielerorts 

qualitativ und quantitativ ausgebaut. Dies hat dazu beigetragen, dass die ohnehin 

steigende Nachfrage in sechs Schuljahren um rund 100 000 Betreuungseinheiten zu-

genommen hat und voraussichtlich noch einige Zeit – wenn auch kaum im gleichen 

Umfang – weiter zunehmen wird. Aufgrund der positiven Entwicklung sind deshalb 

aus Sicht der Regierung keine unmittelbaren gesetzlichen Anpassungen notwendig. 

Sie ist jedoch bereit, die Senkung der Angebotspflicht der Schulträgerschaften sowie 

den Bereich Betreuung während der Schulferien im Rahmen einer Gesamtschau 

sämtlicher Anliegen zum Schulgesetz inklusiv der dazugehörigen Folgeerlasse an-

lässlich der geplanten Teilrevision zu prüfen. 

 

Zu Frage 3: Gemäss Art. 27 Schulgesetz sowie Art. 8 Tagesstrukturverordnung liegt 

die Zuständigkeit für weiter gehende Tagesstrukturen sowie deren Betrieb und Fi-

nanzierung bei den Schulträgerschaften. Wie oben ausgeführt, bieten die geltenden 

gesetzlichen Vorgaben für den Schulbereich die gleichen Möglichkeiten (Kantonsbei-

träge bereits ab einer Schülerin oder einem Schüler und für die Betreuung während 

der Schulferien) wie im familienergänzenden Bereich. Die Entwicklung der weiter ge-

henden Tagesstrukturen in den vergangenen Jahren zeigt deutlich, dass bei der 

grossen Mehrheit der Schulträgerschaften der Wille und die Bereitschaft vorhanden 

sind, der wachsenden Nachfrage nach Betreuungsangeboten gerecht zu werden. 

Aus Sicht der Regierung gibt es bereits genügend Gründe oder Anreize für die 

Schulträgerschaften, ein berufskompatibles Betreuungsangebot zu schaffen oder das 

Bestehende auszubauen. Sie ist deshalb der Meinung, dass diesbezüglich zumin-

dest auf Gesetzesstufe keine weiteren Anpassungen angezeigt sind.
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